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Gericht 

Verwaltungsgerichtshof 

Entscheidungsdatum 

28.02.2014 

Geschäftszahl 

2013/16/0053 

Rechtssatz 

Die Begründung einer Berufungsentscheidung muss erkennen lassen, welcher Sachverhalt der Entscheidung 
zugrunde gelegt wurde, aus welchen Erwägungen die belangte Behörde zur Ansicht gelangt ist, dass gerade 
dieser Sachverhalt vorliegt und aus welchen Gründen die Behörde die Subsumtion des Sachverhaltes unter einen 
bestimmten Tatbestand für zutreffend erachtet. Mit der dazu erforderlichen zusammenhängenden 
Sachverhaltsdarstellung ist nicht etwa die Wiedergabe des Verwaltungsgeschehens oder des Inhaltes von 
Aussagen, Urkunden oder gegebenenfalls Sachverständigengutachten gemeint, sondern die Anführung jenes 
Sachverhaltes, den die belangte Behörde als Ergebnis ihrer Überlegungen zur Beweiswürdigung als erwiesen 
annimmt. Die zusammenhängende Darstellung des von der belangten Behörde festgestellten Sachverhaltes kann 
nicht durch den bloßen Hinweis auf "Aktenmaterial" ersetzt werden. Das der zusammenhängenden 
Sachverhaltsdarstellung methodisch folgende Begründungselement eines Bescheides hat in der Darstellung der 
behördlichen Überlegungen zur Beweiswürdigung zu bestehen (vgl. zum Vorstehenden insb. die hg. 
Erkenntnisse vom 21. November 2013, 2011/15/0122, vom 28. Juni 2012, 2009/16/0076 bis 0078, und vom 28. 
Mai 1997, 94/13/0200). 
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